
Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des In-
tegrations- und Teilhabegesetzes für Schleswig-Holstein 
(IntTeilhG) der Fraktion des SSW – Drucksache 20/326 

Sehr geehrter Herr Kürschner, 

für die mir eingeräumte Möglichkeit zu dem Antrag eines Gesetzent-
wurfs zur Änderung des Integrations- und Teilhabegesetzes für 
Schleswig-Holstein – IntTeilhG – des SSW, Drucksache 20/326, eine 
Stellungnahme abzugeben, bedanke ich mich ausdrücklich. 

Nachdem schon im Jahr 2002 das Integrationskonzept beschlossen 
wurde - dem im Jahr 2010 der Aktionsplan Integration folgte -, kam 
2014 die sogenannte Migrations- und Integrationsstrategie des Lan-
des und schließlich das Integrations-und Teilhabegesetz, zu dem im 
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens seitens meines Büros be-
reits drei Mal Stellung genommen wurde; zweimal schriftlich und ein-
mal mündlich. 

Bereits bei dem ersten Gesetzesvorhaben bestand bei mir der 
Wunsch, ein Artikel-Gesetz zu verabschieden, das auch zu konkre-
ten Änderungen in anderen Landesgesetzen mit der Folge einer ge-
wissen Verbindlichkeit führt. Dazu wird es aber wohl nicht kommen, 
denn in dem aktuellen Koalitionsvertrag der Landesregierung heißt 
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es: „Das Landesintegrations- und Teilhabegesetz für Schleswig-Hol-
stein soll in der ersten Hälfte der Legislaturperiode weiterentwickelt 
werden durch eine interministerielle Arbeitsgruppe auf Ebene der 
Staatssekretärinnen oder Staatssekretäre, Schwerpunkte werden 
sein Arbeitsmarkt, Bildung und Gesundheit“.  

Von einer anderen Struktur und Verbindlichkeit des Gesetzes, ist aus 
dieser Formulierung nichts zu erkennen, auch würde, sollte geplant 
sein, durch das IntTeilhG andere Landesgesetze zu ändern, es kaum 
die vorliegende Anhörung geben. 

Mit der vorliegenden Form des Gesetzes steht Schleswig-Holstein in 
einer Reihe mit den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin 
und Nordrhein-Westfalen, die alle auch Landesintegrationsgesetze 
haben, zum Teil schon mit neuer Fassung (Berlin 2010, 2012; NRW 
2012, 2021; BW 2015; Bayern 2016). Auch aus diesen Gesetzen er-
wachsen für die Zielgruppe keine einklagbaren subjektiven Rechte.  

Doch unabhängig davon geht der Sachverständigenrat für Integra-
tion und Migration davon aus, dass Integrations- und Teilhabege-
setze dazu beitragen können, Integrationspolitik besser zu steuern, 
indem sie ein Mainstreaming von Integration legislativ verankern, 
Strukturen der Koordination und Mitwirkung institutionalisieren und 
Aufgaben zuordnen. 

Der Sachverständigenrat geht aber aufgrund der Erfahrungen mit 
den Landesgesetzen auch davon aus, dass Integrations- und Teilha-
begesetze in ihrer Wirkung nicht überschätzt werden sollten, sowie 
weist darauf hin, dass die Verabschiedung eines Integrations-, Parti-
zipations- oder Teilhabegesetzes die zentrale Aufgabe nicht in den 
Hintergrund rücken darf, Regelsysteme für Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte und Diversität im Allgemeinen zu öffnen (Schupp, 
Pia/Wohlfarth, Charlotte 2022: Integrationsgesetze auf Länder-
ebene: Eine aktualisierte Bestandsaufnahme – und was der Bund 
daraus lernen kann. SVR-Studie 2022-3, Berlin, S.59 ff). 

Nachfolgend in einer Synopse das Integrations- und Teilhabegeset-
zes in der derzeitig gültigen Form sowie daneben die Änderungsvor-
schläge des SSW in roter Schrift sowie in blauer Schrift die von hier 
aus gemachten Kommentare und Bewertungen. Schließlich von uns 
vorgeschlagene weitere Änderungen in grüner Schrift (kursiv der vor-
geschlagene Wortlaut). 

Ich hoffe, dass diese Form der Stellungnahme ausreichend anschau-
lich ist. Sie soll den Abgeordneten des Ausschusses erleichtern die 
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jeweiligen Normen und Änderungsvorschläge mit einem Blick zu ver-
gleichen. 

Ich bin gern gewillt die hiesigen Anmerkungen mündlich zu erläutern. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Stefan Schmidt 
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GE vom 23. Juni 2021 Antrag SSW und Änderungsvor-
schläge vom Zuwanderungsbeauf-
tragten 

Teil 1  
Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1  
Zweck 

§ 1  
Zweck 

(1) Das Gesetz dient dem Zweck, 
klare Integrationsziele festzulegen 
und die für die Erreichung dieser 
Ziele notwendigen Maßnahmen 
und Instrumente zu regeln. Diese 
Maßnahmen sollen so gestaltet und 
angewendet werden, dass sie die 
Integration als gesamtgesellschaftli-
chen Prozess umsetzen, der durch 
die Träger der öffentlichen Verwal-
tung unterstützt wird. 

Unverändert 

 neu Satz 3: 

Das Gesetzt soll die gleichberechtigte 
Teilhabe an allen gesellschaftlichen, 
sozialen und politischen Entschei-
dungsprozessen unabhängig von 
Staatsangehörigkeit, eventuellen mig-
rationsbedingten Erschwernissen und 
Aufenthaltsstatus ermöglichen. 

Begründung: 

Bei einem Integrations- und Teilhabe-
gesetz ist es aus hiesiger Sicht sinn-
voll Integration und Teilhabe gleichbe-
rechtigt nebeneinander zu stellen, wo-
bei alle nach dem Zweck des Geset-
zes zu „integrierenden“ auch alle Teil-
habechancen haben sollten. Aus die-
sem Grund die vorgenannte Formulie-
rung, die dazu beitragen können soll 
einer Hierarchie von Menschen mit 
Migrationshintergrund im Hinblick auf 
deren Staatsangehörigkeit und aufent-
haltsrechtlicher Situation vorzubeugen. 

(2) Das Land wirkt darauf hin, dass 
die für die Integration und Teilhabe 
relevanten Strukturen und Maßnah-

(2) Das Land wirkt darauf hin, dass die 
für die Integration und Teilhabe rele-
vanten Strukturen und Maßnahmen 
ein abgestimmtes System ergeben, 



- 5 - 

 

GE vom 23. Juni 2021 Antrag SSW und Änderungsvor-
schläge vom Zuwanderungsbeauf-
tragten 

men ein abgestimmtes System er-
geben, das auch auf regionaler und 
lokaler Ebene die Integration und 
Teilhabe nachhaltig befördert. Das 
Engagement und der Wille zur In-
tegration und Teilhabe werden er-
wartet. 

das auch auf regionaler und lokaler 
Ebene die Integration und Teilhabe 
nachhaltig befördert. Das Engagement 
und der Wille zur Integration und Teil-
habe werden von allen Menschen er-
wartet. 

Der Änderungsvorschlag vom SSW 
wird begrüßt, weil die Botschaft vermit-
telt wird, dass sich das Gesetz an Alle 
richtet, mithin auch an die Mehrheits-
gesellschaft, wobei es im ersten Ab-
satz schon heißt: “die Integration als 
gesamtgesellschaftlichen Prozess um-
setzen, ...“ Ein Streichen des letzten 
Satzes des Absatz 2 wäre ebenfalls 
eine Option. Weil ein „Wille“ von ein-
zelnen nicht gesetzlich angeordnet 
werden kann. 

§ 2  
Begriffsbestimmung 

§ 2  
Begriffsbestimmung 

Menschen mit Migrationshinter-
grund im Sinne des Gesetzes sind 
Personen, die selbst nicht die deut-
sche Staatsangehörigkeit besitzen 
oder von denen mindestens ein El-
ternteil die deutsche Staatsangehö-
rigkeit nicht durch Geburt besitzt. 

 

1. alle zugewanderten und nicht 
zugewanderten Ausländerinnen 
und  Ausländer, 

 

2. alle nach 1955 auf das heutige 
Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zugewanderten 
Deutschen und 

 

3. alle Deutschen mit zumindest ei-
nem nach 1955 auf das heutige 
Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zugewanderten El-
ternteil. 

 

 neu Absatz 2: 

Grundsätzlich bestimmt ein Mensch 
analog Artikel 6 der Verfassung des 
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Landes Schleswig-Holstein selbst, ob 
diese Zuordnung im Einzelfall Anwen-
dung findet. 

Begründung:  

Die Bezeichnung „Menschen mit Mig-
rationshintergrund“ suggeriert eine 
grundsätzliche „Integrationsbedürftig-
keit“ von Menschen mit Migrationshin-
tergrund“, die Menschen ohne Migrati-
onshintergrund nicht unterstellt wird.  

Es soll von mir nicht infrage gestellt 
werden, dass in Deutschland soziali-
sierte Menschen ggf. und aus hiesiger 
Perspektive einen Wissens-, Erfah-
rungs- und Qualifizierungsvorsprung 
gegenüber zugewanderten Menschen 
haben können, zumindest was die Si-
tuation in Deutschland betrifft. Dies 
kann aber weder verallgemeinert, 
noch pauschal auf Menschen die seit 
vielen Jahren mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit in Deutschland le-
ben oder sogar hier geboren wurden 
angewandt werden. 

Die Frage der Teilnahme an dem ge-
sellschaftlichen Diskurs, an Bildung, 
Partizipation und Wohlstand ist in sehr 
vielen Fällen eine Frage des individu-
ellen Bildungszuganges, der soge-
nannten „Schichtenzugehörigkeit“ und 
des undurchlässigen Bildungssystems, 
nicht allein Frage der eigenen Staats-
angehörigkeit oder der Frage, ob ein 
Elternteil außerhalb Deutschlands ge-
boren wurde. Auch hierbei bitte ich zu 
differenzieren. Vor diesem Hintergrund 
lehne ich die Bezeichnung „Menschen 
mit Migrationshintergrund“ als verall-
gemeinertes Objekt von Integrations-
maßnahmen ab. „Menschen mit Migra-
tionshintergrund“ sollte nur ohne stig-
matisierenden Charakter im Gesetz 
verwendet werden. Im Übrigen sollte 
das Bekenntnis zum Migrationshinter-
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grund analog zu der Regelung für nati-
onale Minderheiten in Artikel 6 der 
Landesverfassung freiwillig sein.  

Eventuell sollte eine Klarstellung erfol-
gen, dass die Zuschreibung als „Men-
schen mit Migrationshintergrund“, die 
im Übrigen in etlichen Veröffentlichun-
gen schon abgelöst wurde durch die 
Bezeichnung „Menschen mit Migrati-
onsgeschichte“ nicht zwangsläufig 
eine Integrationsbedürftigkeit bedeu-
tet. 

Wird der Begriff „Menschen mit Migra-
tionshintergrund“ zu Grunde gelegt, so 
wären das circa 560.000 Betroffene in 
Schleswig-Holstein, nämlich die im 
Jahr nach dem Mikrozensus 2020 be-
nannten 522.000 plus der seit diesem 
Zeitpunkt Zugewanderten. 

Teil 2  
Integrationsziele 

Teil 2  
Integrationsziele 

§ 3  
Grundsatz 

§ 3  
Grundsatz 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die 
Integration und Teilhabe von Men-
schen mit Migrationshintergrund in 
allen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens, insbesondere in der 
lokalen Gemeinschaft, zu ermögli-
chen, zu fördern und zu gestalten. 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die In-
tegration und Teilhabe von Menschen 
mit Migrationshintergrund in allen Be-
reichen des gesellschaftlichen Lebens 
unter Wahrung ihrer Selbstbestim-
mung, insbesondere in der lokalen Ge-
meinschaft, zu ermöglichen, zu fördern 
und zu gestalten. 

Die Formulierung „unter Wahrung Ihrer 
Selbstbestimmung“ ist gut. 

(2) Dieses Ziel wird insbesondere 
gefördert durch: 

 

1. den Zugang zu deutscher Spra-
che, frühkindlicher Bildung, zu 
Schule, Ausbildung und Arbeit 
und damit auch zu ökonomi-
scher Unabhängigkeit; 
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2. die interkulturelle Öffnung, um 
Zugangsbarrieren und Abgren-
zungsmechanismen abzubauen 
und Teilhabechancen zu ver-
bessern; 

 

3. die Förderung und Verbesse-
rung der Einbindung von Men-
schen mit Migrationshintergrund 
in demokratische Strukturen 
und Prozesse; 

neu Halbsatz anfügen: 

unter anderem durch die Förderung 
von Migrantenselbstorganisationen 
und kommunale Partizipationsgremien 
für Menschen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit, 

Begründung: 

Für Menschen ohne die deutsche 
Staatsangehörigkeit und damit einher-
gehendem fehlenden Wahlrecht ist es 
eine gute Möglichkeit sich an Willens-
bildungsprozessen zu beteiligen, wenn 
es regionale Partizipationsgremien 
gibt, so wie zum Teil im Lande, zum 
Beispiel in Kiel oder Lübeck.  

4. das Entgegentreten gegen jede 
Form von Rassismus, Antisemi-
tismus und ethnischer Diskrimi-
nierung; 

 

5. die Stärkung des Verständnis-
ses für die freiheitlich demokra-
tische Grundordnung und deren 
Akzeptanz in der Gesellschaft; 

 

6. Maßnahmen, die ermöglichen, 
dass mehr Menschen die Vo-
raussetzungen für eine Einbür-
gerung erfüllen. 

 

 7. den Zugang von Menschen mit 
Migrationshintergrund zu Gesund-
heitsleistungen und psychothera-
peutischen Angeboten  

neu Halbsatz anfügen: 

,und zwar unabhängig von deren Auf-
enthaltsstatus; 
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 8. den Zugang von Menschen mit 
Migrationshintergrund zu Angebo-
ten für Seniorinnen und Senioren, 
insbesondere in der Pflege; 

Die Ergänzung der Aufzählung unter 
§ 3 Absatz 2 ist sinnvoll. Bereits nach 
Inkrafttreten des Gesetzes wurde kriti-
siert, unter anderem im Arbeitskreis 
Migration und Gesundheit, dass der 
Bereich Gesundheitsfürsorge im Ge-
setz nirgends erwähnt worden ist. Es 
ist auch richtig, dies unter § 3 aufzu-
führen und nicht erst weiter hinten un-
ter § 11 „Spezifische Maßnahmen“. 

neu Nummer 9: 

9. Um den Zugang zu allen Hilfs-, 
Förder- und Unterstützungsange-
boten für Menschen mit Behinde-
rung unabhängig von deren Auf-
enthaltsstatus zu erreichen, wird 
das Land unter Beteiligung der Be-
auftragten für Menschen mit Behin-
derung des Landes ein entspre-
chendes Konzept erarbeiten. 

Begründung: 

Zumindest bei den Menschen, die erst 
während der Schulzeit oder zu einem 
späteren Zeitpunkt nach Deutschland 
einwandern besteht oft nicht nur ein 
Informationsdefizit hinsichtlich der 
Hilfsmöglichkeiten, sondern sind diese 
auch noch nicht im Hilfesystem zum 
Beispiel Schuleingangsuntersuchun-
gen sowie zum Teil auch aufgrund des 
Aufenthaltsstatus ausgeschlossen von 
Leistungen oder ist der Zugang er-
schwert.  

(3) Maßnahmen werden an dem in-
dividuellen Bedarf der Menschen 
mit Migrationshintergrund ausge-
richtet. Der Zugang zu Integrations-
angeboten wird mit Beginn des Auf-
enthalts in Deutschland geschaffen. 

(3) Maßnahmen werden an dem indivi-
duellen Bedarf der Menschen mit Mig-
rationshintergrund ausgerichtet. Der 
Zugang zu Integrationsangeboten wird 
mit Beginn des Aufenthalts in Deutsch-
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Der aufenthaltsrechtliche Status 
bleibt davon unberührt. Bei allen 
Maßnahmen ist auf die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und 
Mädchen zu achten. 

land geschaffen. Der aufenthaltsrecht-
liche Status bleibt davon unberührt. 
Bei allen Maßnahmen ist die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und 
Mädchen zu gewährleisten. 

Diese Formulierung verspricht mehr 
Verbindlichkeit des IntTeilHG herzu-
stellen  

 (4) Die in Absatz 1 genannten Integra-
tionsziele sollen Berücksichtigung fin-
den, wenn es um die Anwendung der 
für Menschen mit Migrationshinter-
grund einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten geht, insbesondere wenn es um 
die Ausübung behördlichen Ermes-
sens im Rahmen des Asylgesetzes 
(AsylG) und des Gesetzes über den 
Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und 
die Integration von Ausländerinnen 
und Ausländern im Bundesgebiet (Auf-
enthaltsgesetz - AufenthG) geht. 

Die Zielrichtung/Aussage dieses ge-
wünschten neuen Absatzes ist nicht 
ganz klar. Ist sämtliches Handeln der 
Behörden in allen Bereichen gemeint 
oder nur das der Ausländerbehörden? 
Die Ausländerbehörden sollen im 
Zweifel zu Gunsten von Antragstel-
ler*innen handeln, um deren Aufent-
halt zu sichern und diesen zu ermögli-
chen von der Förderung der benann-
ten Ziele zu profitieren. Die vorgelegte 
Formulierung könnte gegebenenfalls 
auch so verstanden werden, dass zum 
Beispiel bei mangelndem Verständnis 
für die freiheitlich demokratische 
Grundordnung oder fehlenden Sprach-
kenntnissen die Ermessensentschei-
dungen auch zu Lasten der Betroffe-
nen gehen kann. 

§ 4  
Sprachförderung 

§ 4  
Sprachförderung 

Das Land unterstützt Menschen mit 
Migrationshintergrund ab ihrer An-

(1) Für die Integration und Teilhabe 
von Menschen mit Migrationshinter-
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kunft in Schleswig-Holstein bedarfs-
gerecht beim Erlernen der deut-
schen Sprache. Zugleich ist das ei-
gene Engagement der Menschen 
mit Migrationshintergrund beim 
Spracherwerb unerlässlich. Für die 
Integration und Teilhabe von Men-
schen mit Migrationshintergrund in 
allen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens sind ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Sprache 
von zentraler Bedeutung. 

grund in allen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens sind ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Sprache 
von zentraler Bedeutung. Das Land 
unterstützt Menschen mit Migrations-
hintergrund ab ihrer Ankunft in Schles-
wig-Holstein bedarfsgerecht beim Er-
lernen der deutschen Sprache und ge-
währleistet den Zugang zu kostenlo-
sen Deutschkursen unabhängig vom 
jeweiligen aufenthaltsrechtlichen Sta-
tus der Menschen mit Migrationshin-
tergrund. Bei den Deutschkursen ist 
ein angemessenes Angebot an Kin-
derbetreuung sicherzustellen. 

 (2) Die sprachlichen und kulturellen 
Fertigkeiten der Menschen mit Migrati-
onshintergrund sieht das Land als eine 
Bereicherung an. Das Land fördert die 
Nutzung und Weitergabe von Her-
kunftssprachen der Menschen mit Mig-
rationshintergrund. 

 (3) Das Land stellt Informationen auch 
in Herkunftssprachen der Menschen 
mit Migrationshintergrund zur Verfü-
gung. Das Land ermuntert die Kreise, 
Gemeinden und Ämter ebenfalls Infor-
mationen in Herkunftssprachen der 
Menschen mit Migrationshintergrund 
bereitzustellen. 

Sowohl die Vorgabe kostenloser 
Sprachkurse wird begrüßt, wie auch 
die Formulierung, dass diese unab-
hängig sein sollen vom Aufenthaltssta-
tus. 

Begrüßt wird ausdrücklich auch die 
Förderung des Gebrauchs der Her-
kunftssprache und deren Weitergabe. 
Wie weit diese Forderung Nieder-
schlag im täglichen Leben finden wird, 
bleibt abzuwarten, Anregungen von 
meinem Büro das Schulgesetz zu än-
dern blieben bis dato leider erfolglos 
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Kinderbetreuung bei Sprachkursen 
mitzudenken finde ich absolut unter-
stützenswert. Menschen mit Migrati-
onshintergrund mit mehrsprachigen In-
fos zu adressieren halte ich ebenfalls 
für sehr hilfreich. Es wird sich in der 
Praxis sicherlich auf einzelne Texte 
beschränken. Es ist ein kleiner Schritt 
heraus aus dem starren Paradigma ei-
nes monolingualen Gesellschaftsver-
ständnisses und auch ein Bejahen der 
Realität. 

§ 5  
Bildung 

§ 5  
Bildung 

(1) Das Land wirkt auf die Verwirkli-
chung gleicher Bildungschancen für 
Menschen mit und ohne Migrations-
hintergrund sowie auf die Bildung 
für Akzeptanz und Toleranz von kul-
tureller, religiöser und ethnischer 
Vielfalt im frühkindlichen Bereich, 
an Schulen, an Hochschulen und in 
der Erwachsenenbildung hin. 

 

 neu Satz 2: 

Dies bedeutet auch eine Teilhabe an 
allen Unterrichtsinhalten, bei denen 
eventuell Konflikte mit dem familiären 
Umfeld entstehen könnten. 

Begründung: 

Um die Selbstbestimmung von Mäd-
chen und jungen Frauen sowie Men-
schen aus der queeren Community zu 
stärken scheint es hilfreich grundsätz-
lich keine themenbezogenen Freistel-
lungen vom Unterricht zuzulassen, er-
innert sei nur an den Fall eines 13-jäh-
rigen Schülers, der sich Ende 2016 
geweigert hatte an einem Moscheebe-
such in Rendsburg teilzunehmen. 

(2) Das Land unterstützt die Stär-
kung und Weiterentwicklung nach-
haltiger Strukturen chancengerech-
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ter Elternbeteiligung am Bildungs-
weg der Kinder und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund sowie die 
Zusammenarbeit der Eltern mit Ak-
teurinnen und Akteuren und Ein-
richtungen im Bildungsbereich. 

(3) Das Land verfolgt das Ziel, her-
kunftsstaatlichen Unterricht unter 
staatlicher Aufsicht auszubauen. 

 

 (4) Ausländische Staatsangehörige, 
die einen Aufenthaltsstatus aufgrund 
von § 1 Absatz 1 AsylG erlangt haben 
und nicht mehr der Schulpflicht unter-
liegen, können bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres eine schulische Aus-
bildung an einer Berufsschule absol-
vieren. 

Redaktioneller Hinweis: Es müsste 
„Aufenthaltstitel nach § 25 Absätze 1-3 
AufenthG“ heißen. 

Hier ist nicht klar, warum der SSW die 
Forderung auf Menschen mit Flücht-
lingsanerkennung und Abschiebungs-
schutz einschränken will und nicht auf 
alle mit einem Aufenthaltsrecht nach 
Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes, 
hier Aufenthalt aus völkerrechtlichen, 
humanitären oder politischen Gründen 
und Geduldete anwenden will. 

Im aktuellen Koalitionsvertrag der Lan-
desregierung heißt es: „volljährigen 
Geflüchteten soll noch mehr als bisher 
ermöglicht werden, einen Schulab-
schluss an einer berufsbildenden 
Schule zu erwerben, dafür sind die be-
stehenden Kapazitäten zu nutzen und 
diese bei steigendem Bedarf weiter 
auszubauen“ 

Im Koalitionsvertrag der Jamaikakoali-
tion hieß es noch: Zugang zu berufli-
cher Bildung „… Volljährigen Geflüch-
teten bis 27 Jahre soll der Zugang zur 
Berufsschule im Rahmen der Kapazi-
täten gestattet werden, um auch ihnen 
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einen Schulabschluss zu ermöglichen 
und sie bei der Erlangung eines Aus-
bildungsplatzes in das duale Berufsbil-
dungssystem zu integrieren“. 

 (5) Menschen mit Migrationshinter-
grund, die ihren Schulabschluss aus 
dem Herkunftsland nicht schriftlich 
nachweisen können, können durch 
eine gesondert abzulegende Prüfung 
diesen Schulabschluss bestätigen. 
Das Nähere regelt das für Bildung zu-
ständige Ministerium durch Rechtsver-
ordnung. 

Scheint sinnvoll, hier ist aber nicht 
ganz klar, ob das nicht jetzt schon 
möglich ist. 

§ 6  
Ausbildung und  
Beschäftigung 

§ 6  
Ausbildung und  
Beschäftigung 

(1) Menschen mit Migrationshinter-
grund stellen ein wichtiges Poten-
zial an qualifizierten Fachkräften o-
der zu qualifizierenden zukünftigen 
Fachkräften dar. 

neu: 

Streichung des ersten Absatzes 

Begründung: 

Die Formulierung im ersten Absatz 
könnte so verstanden werden, dass 
Menschen mit Migrationshintergrund 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Ver-
wertbarkeit geschätzt werden oder ge-
schätzt werden sollten und nicht allein 
aus deren Menschsein. 

(2) Die Integration in Beruf und Ar-
beit sind zu fördern. Ausbildung- 
und Beschäftigungsfähigkeit von 
Menschen mit Migrationshinter-
grund sind zu stärken. Dabei sind 
die individuellen Potenziale, insbe-
sondere Mehrsprachigkeit und be-
rufliche Qualifikation, zu berück-
sichtigen. 

(2) Die Integration in Beruf und Arbeit 
sind zu fördern. Ausbildung- und Be-
schäftigungsfähigkeit von Menschen 
mit Migrationshintergrund sind zu 
stärken. Dabei sind die individuellen 
Potenziale, insbesondere Mehrspra-
chigkeit und berufliche Qualifikation, 
zu berücksichtigen und ausländische 
Berufsqualifikationen nach Maßgabe 
der Gesetze schnell und unbürokra-
tisch anzuerkennen. 
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Die Botschaft ist gut, die Behörden der 
Länder sind aber nur für einen sehr 
kleinen Teil der Berufe zuständig, zu-
ständig sind Handwerkskammern und 
Industriekammern. 

(3) Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen sollen so gestaltet werden, 
dass sie die Chancen für Menschen 
mit Migrationshintergrund auf einen 
Berufsabschluss fördern. 

 

(4) Das Land fördert die interkultu-
relle Kompetenz auf Arbeitgeber- 
wie Arbeitnehmerseite. 

 

 (5) Das Land strebt die Einstellung von 
Menschen mit Migrationshintergrund in 
den öffentlichen Dienst an und ermu-
tigt die Kreise, Gemeinden und Ämter 
ebenfalls Menschen mit Migrationshin-
tergrund in den öffentlichen Dienst ein-
zustellen. 

Der Absatz ist eine unverbindliche Tat-
sachenfeststellung, insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass es sehr viele 
Menschen mit Migrationshintergrund 
gibt, die die deutsche Staatsangehö-
rigkeit haben. Zu empfehlen wäre eine 
Formulierung wie folgt: 

„Das Land strebt die Erhöhung des 
Anteils der Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund in der Landesverwal-
tung an auf eine Quote, die dem Anteil 
an der Gesamtbevölkerung entspricht. 
Hierfür sind geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen“.  

Im aktuellen Koalitionsvertrag der Lan-
desregierung heißt es: „die erfolgrei-
chen Bemühungen zur interkulturellen 
Öffnung des öffentlichen Dienstes sol-
len weitergeführt werden und ausge-
weitet werden für Bereiche, in denen 
die Mitarbeitenden mit Migrationshin-
tergrund noch immer deutlich unterre-
präsentiert sind“ 
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neu Absatz 6: 

Das Land wirkt bei der Förderung von 
Arbeit, Ausbildung und Qualifizierung 
darauf hin, dass die Chancengerech-
tigkeit von Frauen, Männern und sich 
als divers bezeichnenden Menschen 
verwirklicht wird und Geschlechter- 
und Rollenstereotype überwunden 
werden. 

Begründung: 

Die Erwerbsquote von in den Jahren 
2015 bis 2018 nach Deutschland ge-
flüchteten Frauen aus den Haupther-
kunftsländern liegt deutlich unter den 
von Männern und beträgt nur knapp 
30 %, während sie bei Männern bei 
ca. 60 % liegt. Unabhängig davon, 
dass die Zielgruppe des Gesetzes na-
türlich viel breiter angelegt ist als die 
Gruppe der geflüchteten Menschen 
und bei anderem Hintergrund der Er-
werbsanteil der Frauen höher ist, sollte 
es Anstrengungen geben, Frauen 
noch gezielter und geschlechtersensi-
bel zu fördern. 

§ 7  
Bekenntnis zur freiheitlich 

demokratischen Grundordnung, 
Antirassismus 

§ 7  
Bekenntnis zur freiheitlich 

demokratischen Grundordnung, 
Antirassismus 

(1) Von allen Menschen sind die 
durch das Grundgesetz und die 
Landesverfassung geschützten ge-
meinsamen Grundwerte anzuer-
kennen. 

"(1) Ausländische Staatsbürger, die 
sich in Schleswig-Holstein niederlas-
sen wollen, sind über das Grundge-
setz und die Landesverfassung sowie 
über die damit verbundenen gemein-
samen Grundwerte zu informieren. 

Die Formulierung im Antrag des SSW 
unterstellt, dass Ausländer*innen ei-
nen Informationsbedarf hinsichtlich 
des GG und der Landesverfassung 
haben, während dies bei deutschen 
Staatsangehörigen nicht unterstellt 
wird. Die im Gesetz vorhandene For-
mulierung scheint vorurteilsbelastet. 
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Es wird von hieraus empfohlen den 
gesamten 1. Absatz zu streichen, 
denn zum einen kann nicht durch Ge-
setz eine innere Einstellung und ein 
Bekenntnis eingefordert werden und 
zum anderen sind die Zielgruppe der 
im Gesetz vorgesehenen Integrations-
bemühungen Menschen mit Migrati-
onshintergrund, denen durch die For-
mulierung unterstellt wird das Grund-
gesetz und die Landesverfassung 
nicht anzuerkennen. Selbstverständ-
lich sollen alle Menschen, mit oder 
ohne Migrationshintergrund die Ge-
setze achten.  

(2) Das Land tritt gegen jede Form 
von Rassismus, Antisemitismus 
und ethnischer Diskriminierung ein 
und sieht sich in besonderer Ver-
antwortung und Pflicht zum Dialog 
sowie zur Förderung von Gegen-
maßnahmen und Zivilcourage. Das 
Themenfeld Antidiskriminierung 
wird insbesondere Bestandteil von 
Fortbildungs- und Qualifizierungs-
angeboten. 

 

Teil 3 
Aufgaben und Maßnahmen 

Teil 3 
Aufgaben und Maßnahmen 

§ 8 Koordinierung der  
Integration 

§ 8 Koordinierung der  
Integration 

(1) Die Landesregierung koordiniert 
integrationsspezifische und der In-
tegration dienende Maßnahmen auf 
regionaler und lokaler Ebene und 
der verschiedenen Fachressorts, 
die an der Verwirklichung der Geset-
zesziele mitwirken. Sie ist für die 
fachübergreifende Abstimmung zu 
Fragen der Integration und Teilhabe 
von Menschen mit Migrationshinter-
grund zuständig. 

 

(2) Sie unterstützt bei der Koordinie-
rung, Weiterentwicklung und Steue-
rung von Integrations- und Teilha-

(2) Sie unterstützt bei der Koordinie-
rung, Weiterentwicklung und Steue-
rung von Integrations- und Teilha-
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bestrukturen und Integrationsmaß-
nahmen, die auf die Landes-, regio-
nale oder lokale Ebene ausgerich-
tet sind. Das Land berät die Kreise, 
kreisfreien Städte und Gemeinden 
bei der Umsetzung dieses Geset-
zes, soweit sie betroffen sind. 

bestrukturen und Integrationsmaßnah-
men, die auf die Landes-, regionale o-
der lokale Ebene ausgerichtet sind. 
Das Land berät die Kreise, kreisfreien 
Städte und Gemeinden sowie die eh-
renamtlich Tätigen bei der Umsetzung 
dieses Gesetzes, soweit sie betroffen 
sind. 

Es ist fraglich, ob ehrenamtlich Tätige 
vom IntTeilhG überhaupt adressiert 
werden, oder ob das mittelbar über die 
Kommunen erfolgen muss. 

§ 9  
Integrationsfolgenabschätzung 

§ 9  
Integrationsfolgenabschätzung 

Die Landesverwaltung prüft, ob bei 
der Erfüllung von hoheitlichen Auf-
gaben, die unterschiedliche Auswir-
kungen auf Menschen mit oder 
ohne Migrationshintergrund haben 
können, Maßnahmen getroffen wer-
den können, die die gleichberech-
tigte Teilhabe von Menschen mit 
Migrationshintergrund fördern. 

Die Landesverwaltung prüft, ob bei der 
Erfüllung von hoheitlichen Aufgaben, 
die unterschiedliche Auswirkungen auf 
Menschen mit oder ohne Migrations-
hintergrund haben können, Maßnah-
men getroffen werden können, die die 
gleichberechtigte Teilhabe von Men-
schen mit Migrationshintergrund för-
dern und wirkt darauf hin, dass solche 
Maßnahmen umgesetzt werden. 

Die Formulierung scheint hilfreich. 

neu Satz 2: 

Dabei sind die Auswirkungen auf Mäd-
chen, Frauen und Menschen der 
queeren Community besonders zu be-
rücksichtigen. 

Begründung: 

Queere Menschen und Frauen sind oft 
beim Zugang zu Arbeit und der Ver-
wirklichung der eigenen Lebenspla-
nung mehrfach diskriminiert, weshalb 
sie bei einer Integrationsfolgenab-
schätzung besonders zu berücksichti-
gen wären. 
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§ 10  
Integrations- und 

Zuwanderungsmonitoring 

§ 10  
Integrations- und 

Zuwanderungsmonitoring 

(1) Das für Integration zuständige 
Ministerium legt dem Landtag in 
den ersten sechs Jahren nach In-
krafttreten des Gesetzes alle zwei 
Jahre, danach alle fünf Jahre, einen 
Integrations- und Zuwanderungsbe-
richt vor, der unter Berücksichti-
gung der Rahmenbedingungen auf 
den Ebenen der Europäischen 
Union, des Bundes und der Kom-
munen 

 

1. die Bevölkerungsentwicklung 
unter besonderer Berücksichti-
gung der verschiedenen For-
men der Zuwanderung, 

 

2. den Stand der Integration und 
Teilhabe von Menschen mit 
Migrationshintergrund anhand 
von Zielen und Indikatoren so-
wie 

2. den Stand der Integration und Teil-
habe von Menschen mit Migrati-
onshintergrund anhand von Zielen 
und Maßnahmen nach den Bestim-
mungen dieses Gesetzes und da-
zugehörigen Indikatoren sowie 

Diese Formulierung scheint hilfreich. 

3. die integrations- und teilhabe-
spezifischen Strukturen und 
Maßnahmen sowie Leistungen 
im Land  

 

auf Grundlage vorhandener Daten 
dokumentiert und bewertet. 

 

(2) Alle zwei Jahre wird eine kom-
mentierte Zuwanderungs- und In-
tegrationsstatistik veröffentlicht. 

 

§ 11  
Spezifische Maßnahmen 

§ 11  
Spezifische Maßnahmen 

Zur Umsetzung der in § 3 genann-
ten Ziele unterstützt das Land Maß-
nahmen, die 
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1. sich auf die Gestaltung eines 
von gegenseitigem Respekt ge-
tragenen Zusammenlebens in 
Stadtteilen, Wohnquartieren 
und Nachbarschaften beziehen, 

1. sich auf die Gestaltung eines von 
gegenseitigem Respekt und auf 
Grundlage der Gleichberechtigung 
der Geschlechter getragenen Zu-
sammenlebens in Stadtteilen, 
Wohnquartieren und Nachbar-
schaften beziehen, 

Das ist eine hilfreiche klarstellende Er-
gänzung. 

2. sich dem aktiven Einsatz gegen 
Rassismus, Antisemitismus, 
ethnische Diskriminierung und 
Ausgrenzung von Menschen mit 
Migrationshintergrund widmen, 
indem in verschiedenen Tätig-
keitsfeldern (z.B. Arbeit, Woh-
nen, Bildung, Gesundheit) Ak-
teure und Institutionen für die 
Problematik von Diskriminie-
rung und Rassismus sensibili-
siert werden, 

 

3. den Stellenwert des Ehrenamts 
berücksichtigen, 

 

4. auf die interkulturelle Öffnung 
von Institutionen, Organisatio-
nen und Gesellschaft durch 
Aus- und Fortbildung hinwirken, 

 

5. dem Aufbau oder dem Erhalt 
von Integrations- und Teilha-
bestrukturen dienen, 

 

6. die Teilhabe von Menschen mit 
Migrationshintergrund an gesell-
schaftlichen Aushandlungs- und 
Entscheidungsprozessen voran-
bringen, 

 

7. durch altersangemessene kultu-
relle und politische Bildung Teil-
habechancen, insbesondere für 
junge Menschen mit Migrations-
hintergrund, eröffnen, 

 



- 21 - 

 

GE vom 23. Juni 2021 Antrag SSW und Änderungsvor-
schläge vom Zuwanderungsbeauf-
tragten 

8. die arbeitsmarktliche Integration 
und Unabhängigkeit fördern, 

8. die Bildungsteilhabe, zielgruppen-
spezifische Zugänge zur deut-
schen Sprache, arbeitsmarktliche 
Integration und Unabhängigkeit för-
dern, 

Das ist eine hilfreiche Ergänzung 

9. auf eine gesellschaftliche In-
tegration von Menschen mit 
Migrationshintergrund durch 
Sport und in den Strukturen des 
organisierten Sports hinwirken, 

 

10. sich auf die Integration und Teil-
habe von Menschen mit Migrati-
onshintergrund an Hochschulen 
beziehen, 

 

11. Menschen mit Migrationshinter-
grund in ihrer Rolle als Verbrau-
cherinnen und Verbraucher im 
Marktgeschehen stärken und 
die interkulturelle Öffnung der 
Verbraucherberatung und Ver-
braucherbildung voranbringen, 

 

12. die Integration und Teilhabe von 
Menschen mit Migrationshinter-
grund unter Beachtung der be-
sonderen Rahmenbedingungen 
im ländlichen Raum fördern so-
wie 

 

13. durch Digitalisierung die Integra-
tion und Teilhabe von Menschen 
mit Migrationshintergrund unter-
stützen, 

neu Satz 2: 

Die Digitalisierung soll insbesondere 
auch die Ausländer-und Zuwande-
rungsverwaltung betreffen, damit Men-
schen mit Migrationshintergrund ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit schnell 
und interessensgerecht ihre aufent-
haltsrechtlichen Angelegenheiten re-
geln können. 

Begründung: 

Ausländer*innen dürfen keine Rechts-
nachteile dadurch bekommen, dass 
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deren Angelegenheiten in der Zuwan-
derungs-und Ausländerverwaltung 
nicht zügig bearbeitet werden wie es 
derzeit leider der Fall ist. Zur Digitali-
sierung gehört auch, dass erforderli-
che Anträge digital gestellt werden 
können müssen. 

14. ein friedliches Zusammenleben 
in Vielfalt und den Zusammen-
halt der Gesellschaft befördern, 

 

15. der Förderung der interkulturel-
len Kompetenz sowohl in staatli-
chen, soweit sie dem Landes-
recht unterliegen, als auch in 
landesgeförderten Aus-, Fort- 
und beruflichen Weiterbildungs-
angeboten, dienen. Das Land 
kann die Unterstützung der An-
gebote von der Bereitschaft der 
Maßnahmenträger zur Förde-
rung der interkulturellen Kompe-
tenz abhängig machen. 

 

16. den Zugang zu ausländerrecht-
lichen Informationen gewähr-
leisten und landesweit analog 
wie digital ausbauen. 

16. den Zugang zu ausländerrechtli-
chen Informationen gewährleisten 
und landesweit analog wie digital 
ausbauen. Das Land fördert hierfür 
die unabhängige Migrationsbera-
tung in Schleswig-Holstein. 

Es ist sinnvoll die Migrationssozialbe-
ratung zu fördern. Dies reicht aber 
nicht aus, gut wäre eine institutionelle 
Förderung die nicht alle paar Jahre 
wieder auf den Prüfstand muss. Zu-
mindest sollte die Migrationsberatung 
ausreichend dimensioniert sein, was 
sich jetzt auch in der Zeit des Russ-
landkrieges zeigt, wohl nicht der Fall 
ist.  

Eine Formulierung könnte lauten: 

„Das Land garantiert eine unabhän-
gige ausreichend umfangreich ausge-
stattete Migrationssozialberatung.“ 
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Im aktuellen Koalitionsvertrag der Lan-
desregierung heißt es: „die Finanzie-
rung der Migrationssozialberatungs-
stellen wird fortgeführt“ 

Teil 4 
Interessenvertretung 

Teil 4 
Interessenvertretung 

§ 12 
Teilhabe in Gremien 

§ 12 
Teilhabe in Gremien 

Auf eine angemessene Beteiligung 
von Menschen mit Migrationshinter-
grund in Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozessen ist hinzu-
wirken. In allen Gremien des Lan-
des ist sicherzustellen, dass die In-
teressen der Menschen mit Migrati-
onshintergrund berücksichtigt wer-
den. Das Land soll eine Beteiligung 
in solchen Gremien ermöglichen, 
soweit dies der Förderung der Ziele 
dieses Gesetzes dient. 

 

§ 13 
Integrationsbeirat 

§ 13 
Integrationsbeirat 

(1) Zur Unterstützung der Landes-
regierung in wesentlichen Fragen 
der Integrations- und Teilhabepolitik 
ist in dem für Integration zuständi-
gen Ministerium ein Beirat als bera-
tendes Gremium einzurichten. Der 
Beirat ist bei Vorhaben der Landes-
regierung anzuhören, soweit diese 
durch Gesetz oder Verordnung zu 
regeln sind und spezifisch Integrati-
onsmaßnahmen für Menschen mit 
Migrationshintergrund betreffen. 

 

(2) Die Mitglieder werden von dem 
für Integration zuständigen Ministe-
rium für die Dauer von zwei Jahren 
berufen. 

 

(3) Im Beirat sollen unter anderem 
Vertreter der Kommunen und Men-
schen mit Migrationshintergrund 
vertreten sein. 
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(4) Für den Beirat wird zur Vorbe-
reitung der Sitzungen sowie zur 
Umsetzung der Sitzungsergebnisse 
eine Geschäftsstelle bei dem für In-
tegration zuständigen Ministerium 
eingerichtet. 

 

 (5) Der Beirat ist geschlechterparitä-
tisch ausgewogen zu besetzen. Die 
Vertreterinnen und Vertreter aus dem 
Kreis der Menschen mit Migrationshin-
tergrund sind ebenfalls zu anhand ei-
ner Quotierungsregelung zu besetzen. 

Geschlechterparität im Beirat ist gut. 
Redaktioneller Hinweis: Der zweite 
Satz müsste lauten „Die Vertreterinnen 
und Vertreter aus den Kommunen und 
der Menschen mit Migrationshinter-
grund sind ebenfalls anhand einer 
Quotierungsregelung zu besetzen.“ 

(5) Das Nähere bestimmt das für 
Integration zuständige Ministerium 
durch Erlass. 

(6) Das Nähere bestimmt das für In-
tegration zuständige Ministerium durch 
Erlass. 

Teil 5 
Aufgaben der Kommunen 

Teil 5 
Aufgaben der Kommunen 

§ 14 
Aufgaben der Kommunen 

§ 14 
Aufgaben der Kommunen 

Die Kreise, Gemeinden und Ämter 
tragen im Rahmen der kommuna-
len Selbstverwaltung, ihrer jeweili-
gen finanziellen Leistungsfähigkeit 
und nach Maßgabe der Gesetze 
eine besondere Mitverantwortung 
bei der Verwirklichung der genann-
ten Ziele. 

 

 § 15 
Integrationsbeauftragte 

 (1) Zur Festigung von Integrations-
strukturen können die Kreise und 
kreisfreien Städte Integrationsbeauf-
tragte ernennen. Integrationsbeauf-
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tragte sind zentrale Anlauf-, Bera-
tungs- und Koordinierungsstellen für 
alle Integrationsangelegenheiten. Sie 
arbeiten unabhängig und sind in Aus-
übung der ihnen nach diesem Gesetz 
übertragenen Aufgaben und Rechte 
von fachlichen Weisungen frei. 

 (2) Die Kreise und kreisfreien Städte 
legen jeweils Art und Umfang der Auf-
gaben der Integrationsbeauftragten 
fest. Typische Aufgaben sind: 

 1. Steuerung und Koordinierung der 
kommunalen Integrationsarbeit, 

 2. Vernetzung und Kooperation mit 
Migrantenorganisationen und den 
im Bereich der Integration und der 
Unterstützung von Flüchtlingen tä-
tigen Initiativen, 

 3. Mitwirkung an der Arbeit von für 
Menschen mit Migrationshinter-
grund zuständigen Ausschüssen 
und Gremien, 

 4. Initiierung von Angeboten, die auf 
identifizierte lokale Bedarfe reagie-
ren, 

 5. Einzelfallberatung und Betreuung 
der Menschen mit Migrationshin-
tergrund, 

 6. Information der Menschen mit Mig-
rationshintergrund über migranten-
spezifische Angebote für Bildung, 
Ausbildung, Weiterbildung sowie 
Deutsch- und Integrationskurse, 

 7. Berichterstattung über den Stand 
der Integration und Erarbeitung 
von Stellungnahmen für kommu-
nale Gremien und 

 8. Förderung der interkulturellen Öff-
nung des Kreises oder der kreis-
freien Stadt. 
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 (3) Zur Wahrnehmung der Aufgaben 
nach Absatz 2 sind die Integrationsbe-
auftragten, soweit die Belange von 
Menschen mit Migrationshintergrund 
betroffen sind, bei Vorhaben der 
Kreise und kreisfreien Städte frühzeitig 
zu beteiligen. 

Die Stelle der Integrationsbeauftragten 
klingt zum Teil nach den KITs Stellen. 
Die Umsetzung dieser Forderung 
müsste Hand-in-Hand mit den KITs 
Stellen geschehen, oder diese erset-
zen. Für Einzelfallberatung und Be-
treuung sind bislang die Stellen der 
MBSH, MBE, JMD und kommunale In-
tegrationsbeauftragte zuständig. Ich 
denke es ist sinnvoll, den Aufgabenbe-
reich der Beratung so dezentral, wie 
möglich zu strukturieren. Eine verbind-
liche Verpflichtung entsprechende In-
tegrationsbeauftragte einzurichten 
ergibt sich aus dieser Norm nicht, 
wünschenswert wäre, dass die Integ-
rationsbeauftragten auf das Niveau 
der Gleichstellungsbeauftragten ange-
hoben werden, diese wäre auch unter 
dem Gesichtspunkt der in § 3 des Ge-
setzes normierten Teilhabe anzustre-
ben. 

Teil 6  
Schlussvorschriften 

Teil 6  
Schlussvorschriften 

§ 15  
Ausschluss der Klagbarkeit 

§ 16 
Ausschluss der Klagbarkeit, Subsi-

diarität der Finanzierung 

(1) Subjektiv-öffentliche Rechte, 
insbesondere Ansprüche auf finan-
zielle Förderung, werden durch die-
ses Gesetz nicht begründet. 
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(2) Eine Förderung nach diesem 
Gesetz erfolgt nach Maßgabe des 
Landeshaushalts sowie subsidiär 
zu einer Förderung durch die Euro-
päische Union, den Bund oder an-
dere Akteure. 

 

§ 16  
Inkrafttreten 

§ 17  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 

 

 




